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343. Bundesgesetz: Vergütung der Unterrichtstätigkeit der Lehrbeauftragten im Bereich des Bundes-
ministeriums für Unterricht und Kunst und des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft
(NR: GP XV RV 723 AB 787 S. 80. BR: AB 2376 S. 413.)

344. Bundesgesetz: Änderung des Zivildienstgesetzes (ZDG)
(NR: GP XV IA 113/A AB 782 S. 80. BR: AB 2367 S. 413.)

345. Bundesgesetz: 5. Kraftfahrgesetz-Novelle
(NR: GP XV IA 119/A AB 793 S. 82. BR: AB 2381 S. 413.)

3 4 3 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1981
über die Vergütung der Unterrichtstätigkeit
der Lehrbeauftragten im Bereich des Bundes-
ministeriums für Unterricht und Kunst und
des Bundesministeriums für Land- und Forst-

wirtschaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Lehr-
beauftragten an den Bundesanstalten für Leibes-
erziehung, land- und forstwirtschaftlichen berufs-
pädagogischen Lehranstalten und Instituten,
Akademien für Sozialarbeit, Berufspädagogischen
Akademien, Pädagogischen Akademien, Pädagogi-
schen Instituten und Berufspädagogischen Insti-
tuten.

(2) Ein Dienstverhältnis wird durch einen Lehr-
auftrag nicht begründet.

(3) Die Vergütung beträgt je Unterrichtsstunde

1. für Unterrichtsveranstaltungen,
für die eine LPA-Verwendungs-
gruppe vorgesehen ist S 438,—,

2. für fachtheoretische Unterrichts-
veranstaltungen, soweit sie nicht
unter Z 1 fallen, sowie für fach-
methodische und speziell praxis-
orientierte Unterrichtsveranstal-
tungen S 313,—,

3. für den Unterricht in einer prak-
tischen Unterrichtsveranstaltung
oder in einer Fertigkeit S 215,—.

(4) Die im Abs. 3 angeführten Beträge erhö-
hen sich jeweils zum 1. September eines Jahres
um den Hundertsatz, um den das Gehalt eines

Beamten der Allgemeinen Verwaltung der Ge-
haltsstufe 2 der Dienstklasse V einschließlich einer
allfälligen Teuerungszulage in dem dem jeweili-
gen 1. September vorangegangenen Jahr ansteigt.

(5) Weiters gebührt zur Vergütung ein Zu-
schlag von 6 vH, sofern die Vergütung der Um-
satzsteuer unterliegt.

(6) Die sich nach Abs. 4 ergebenden Beträge
sind in der Weise auf volle Schillingbeträge zu
runden, daß Restbeträge unter 50 Groschen ver-
nachlässigt und Restbeträge von 50 und mehr
Groschen auf den nächsten vollen Schillingbetrag
aufgefüllt werden. Der Berechnung einer allfäl-
ligen weiteren Erhöhung sind jedoch die unge-
rundeten Beträge zugrunde zu legen.

§ 2. Auf den Rückersatz zu Unrecht empfan-
gener Vergütungen für Lehraufträge sind die
Bestimmungen der §§ 13 a und 13 b des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, sinngemäß an-
zuwenden.

§ 3. Der Bundesminister für Unterricht und
Kunst, bezüglich der land- und forstwirtschaft-
lichen berufspädagogischen Lehranstalten und
Institute jedoch der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, hat im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen durch Verordnung oder im Einzelfall
festzulegen, welche Unterrichtsveranstaltungen in
die einzelnen Gruppen von Unterrichtsveranstal-
tungen gemäß § 1 Abs. 3 Z 1 bis 3 einzureihen
sind.

§ 4. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 2. Sep-
tember 1981 in Kraft.
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(2) Verordnungen auf Grund des § 3 des Bun-
desgesetzes können schon vom Tage der Kund-
machung an erlassen werden, doch dürfen sie
frühestens mit 2. September 1981 in Kraft ge-
setzt werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht und Kunst,
bezüglich der land- und forstwirtschaftlichen be-
rufspädagogischen Lehranstalten und Institute je-
doch der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, hinsichtlich des § 3 jedoch im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler und dem Bun-
desminister für Finanzen, betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz Haiden Salcher

3 4 4 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1981, mit
dem das Zivildienstgesetz (ZDG) geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Art. II des vorliegenden Bundes-
gesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung
dieser Vorschriften sind auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Ver-
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas
anderes besagt.

Artikel II

Das Zivildienstgesetz, BGBl. Nr. 187/1974, in
der Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 235/
1977, BGBl. Nr. 599/1977, BGBl. Nr. 46/1980
und der Bundesgesetze BGBl. Nr. 322/1980 und
BGBl. Nr. 496/1980 wird wie folgt geändert:

1. § 31 Abs. 1 Z 4 hat zu lauten:

„4. die Hin- und Rückreise zweimal im Monat
während des ordentlichen Zivildienstes auf der in
Z 1 genannten Strecke, insoweit im selben Mo-
nat nicht Z 2 oder Z 3 anzuwenden ist und
sofern es die jeweiligen Erfordernisse des Zivil-
dienstes sonst zulassen, daß der Zivildienstlei-
stende seine Einrichtung verläßt."

2. § 31 Abs. 4 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Sofern es im Interesse der Einfachheit und
Zweckmäßigkeit gelegen ist, sind dem Zivildienst-
pflichtigen für die Fahrten nach Abs. 1 Z 1 bis 5
Fahrscheine (Gutscheine) für die (Benützung der
jeweils in Betracht kommenden Massenbeförde-
rungsmittel (Abs. 2) zur Verfügung zu stellen.
Werden Fahrscheine nicht zur Verfügung gestellt,
sind die notwendigen Fahrtkosten in den Fällen
des Abs. 1 Z 1, 3, 4 und 5 innerhalb von drei
Tagen nach Beendigung der Reise bei der Ein-

richtung (Dienstverrichtungsstelle) nachzuweisen.
Wird der Nachweis innerhalb der genannten
Frist unterlassen, so erlischt der Anspruch auf
Reisekostenvergütung."

3. § 31 Abs. 5 ist folgender Abs. 6 anzufügen:
„(6) Die Reisekostenvergütung nach Abs. 1

Z 1 bis 5 ist, sofern nicht Fahrscheine (Gut-
scheine) zur Verfügung gestellt werden, inner-
halb von zwei Monaten nach Beendigung der
Reise auszuzahlen."

4. Die Überschrift des Abschnittes XI hat zu
lauten:
„ Ü b e r g a n g s - , S c h l u ß - u n d b e s o n -

d e r e V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g e n "

5. § 73 ist folgender § 74 anzufügen:
„§ 74. Schriftliche Ausfertigungen von durch

dieses Bundesgesetz veranlaßten Erledigungen
(§ 18 AVG 1950), die unter Verwendung elektro-
nischer Datenverarbeitungsanlagen hergestellt
werden, bedürfen weder der Unterschrift noch
der Beglaubigung."

Artikel III
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Feber 1982

in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist der Bundesminister für Inneres betraut.
Kirchschläger

Kreisky Lanc

3 4 5 . Bundesgesetz vom 2. Juli 1981, mit.
dem kraftfahrrechtliche Vorschriften geändert

werden (5. Kraftfahrgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 66 des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267,
in der Fassung der 4. Kraftfahrgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 615/1977, wird wie folgt geändert:

(1) Im Abs. 1 lit. a wird nach dem Wort „Trun-
kenheit" eingefügt „oder einen durch Suchtgift
beeinträchtigten Zustand".

(2) Im Abs. 2 hat die lit. c zu lauten:

„c) eine strafbare Handlung gemäß den §§ 75,
76, 84 bis 87 StGB oder gemäß § 12 Suchtgiftgesetz
1951 oder wiederholt gemäß dem § 83 StGB began-
gen hat;"

(3) Im Abs. 2 hat die lit. e zu lauten:

„e) aa) wiederholt ein Kraftfahrzeug gelenkt
oder in Betrieb genommen und hiebei eine Übertre-
tung gemäß § 99 Abs. 1 StVO 1960 begangen hat,
ohne hiebei einen Verkehrsunfall verschuldet zu
haben,
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bb) ein Kraftfahrzeug gelenkt oder in Betrieb
genommen und hiebei eine Übertretung gemäß § 99
Abs. 1 StVO 1960 begangen hat, wobei er einen
Verkehrsunfall verschuldet hat;"

(4) Im Abs. 2 wird als ein neuer zweiter Satz
angefügt:

„Die in lit. a, e sublit. aa und h angeführten straf-
baren Handlungen gelten auch dann als bestimmte
Tatsache im Sinne des Abs. 1, wenn sie schon ein-
mal zur Begründung der Feststellung des Mangels
der Verkehrszuverlässigkeit herangezogen wur-
den."

Artikel II

Art. VI Abs. 2 der 4. Kraftfahrgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 615/1977, wird wie folgt geändert:

(1) Die Einleitung der lit. c hat zu lauten:

„c) mit 1. Jänner 1981 Art. I Z 30 (§ 6) über die
Bremsen, ausgenommen § 6 Abs. 12 a und ausge-
nommen hinsichtlich der Allradbremse (§ 6 Abs. 3
und Abs. 10 a) für"

(2) Am Ende der lit. m wird der Punkt durch
einen Beistrich ersetzt und als neue lit. n angefügt:

„n) mit 1. Jänner 1983 Art. I Z 30 (§ 6 Abs. 12 a)
über die Bremsanlage von Anhängern."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist;
der Bundesminister für Verkehr betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lausecker
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